
Ausfertigung
Landger icht  Landshut

k . '  13  S 1170/09
3 C 67/09 AG Landshut

IM NAMEN DES VOLKES

ln dem Rechtsstreit

- Klägerin und Berufungsklägerin -

Prozess bevoll m ächtigte:
Rechtsanwälte Märkl & Kollegen, Altstadt 218,84029 Landshut, Gz.:878 0B 20

gegen

Gversicherungs AG, vertreten durch d. Vorstand, -
-
- Beklagte und Berufungsbeklagte -

Prozes s bevol lm ächtigte:
Rechtsanwälte Bach, Langheid & Dallmayr, Beethovenstr. S-13, 50674 Köln, Gz.: Z21lg44A2T

wegen Schadensersatz

erlässt das Landgericht Landshut -1. Zvilkammer- durch die Richterin am Landge-
richt Bruckmann, die Richterin am Landgericht Deinböck und die Richterin am Landge-
richt Lackermeier am 15.07.2009 folqendes

End u rteil

Auf die Berufung der Klägerin wird das Endurteir des Amtsgerichts

Landshut vom 30.03.2009 mit der Maßgabe abgeändert, dass

die Beklagte verurteilt wird, an die Klägerin weitere 622,94 EUR nebst

Znsen hieraus in Höhe von 5 prozentpunkten uber dem jeweiligen

BasiszinssaZ seit 24.12.20A8 zu bezahlen
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2' Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtssstreits beider Instanzen,

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

4. Die Revision gegen dieses urteir wird nicht zugerassen.

5. Der streitwert für das Berufungsverfahren wird auf 622,g4 EUR
festgesetzt.

Gemäß S 540 Abs. t"S. 2 zPo wird auf die Gründe im Protokoll Bezug genommen.

gez.

Bruckmann Deinböck Lackermeier
Richterin Richterin Richterin

am Landgericht am Landgericht am Landgericht

Verkündet am 1 5.07.2009

gez.
Hahn, JAng

Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle



Beglaubigte Abschrift
E i n g e g a n g e n

13 S 1 170109
3 C 67109 AG Landshut

Protokoll
aufgenommen in der Öffentlichen sitzung des Landgerichts Landshut, 1. Zvilkammer, am Mitt-

woch, 15.02,2009 in Landshut

Geqenwärti$

Richterin am Landgericht Bruckmann
als Vorsitzende

Richterin am Landgericht Deinböck

Richter"in am Landgei-icht Lackermeier

Von der zniehung eines protokoilführers wurde gem, s 15g Abs.1 ZPO abgesehen.

In dem Rechtsstreit

Prozess bevollm ächtigte:
Rechtsanwärte Märkr & Koilegen, Artstadt 21g, g4a2glandshut, Gz.: grg0g 20

- versicherungs AG, vertreten durch d. Vorstand, -
- Beklagte und Berufungsbeklagte _

Prozes s bevollm äc htigte:
Rechtsanwälte Bach, Langheid & Dallmayr, Beethovenstr. 5-13, 50674Köln, Gz.: 2211944027

wegen Schadensersatz

erscheinen bei Aufruf der Sache:

Für die Klagepartei die Klägerin persönlich mit Rechtsanwalt Frev.

2 0. Juti Z00S

ryAelqrkt u. Frey

- Klägerin und Berufungsklägerin _

Für die beklagte Partei Rechtsanwalt werhahn in untervollmacht fur Rechtsanwälte Bach,
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Langheid & Dallmayr.

Es wird festgestellt, dass die Klägerin und Berufungsklägerin gegen das Endurteil des
Anntsgerichts Landshut vom 30.03.2009 form- und fristgerecht Berufung eingelegt und das
Rechtsm ittel fristgerecht begründet hat,

Die Vorsi2ende führt in den Sach- und Streitstand ein.

Die Sach- und Rechtslage wird besprochen.

lch habe mein Fahrzeug in der Fachwerkstatt reparieren lassen. Es ist wieder einwandfrei. lch
nutze das Fahrzeug nach wie vor. rch habe es heute meiner Tochter geriehen.

Eine vergleichsweise Erledigung des Rechtsstreits wird angesprochen. Eine Einigung kommt
nicht zustande.

Klägervertreter steilt Antrag aus dem Schriftsatz vom 13.05.2009.

Beklagtenvertreter steilt Antrag aus dem schriftsaL vom 07.05.2009.

Sodann ergeht folgender

Beschluss:

Eine Entscheidung ergeht am Ende der Sitzung.

Nach wiederaufruf der sache verkündet die Vorsitzende unter Bezugnahme auf den Tenor

folgendes

IM NAMEN DES VOLKES!
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ENDURTEIL :

1" Auf die Berufung der Klägerin wird das Endurteil des Amtsgerichts
Landshut vom 30.03"200g mit der Maßgabe abgeändert, dass

die Beklagte verurteilt wird, an die Klägerin weitere 622,g4 EUR
nebst Znsen hieraus in Höhe von 5 prozentpunkten über dem je_

weiligen Basiszinssatz seit 24j2200g zu bezahren.

2' Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits beider Instanzen.

3. Das Urteil ist vorläufig rrollstreckbar.

4. Die Revision gegen dieses urteir wird nicht zugerassen.

5. Der streitwert für das Berufungsver-fahren wird auf 622,g4 EUR
festgesetzt.

Die Vorsitzende nimmt gemäß S 540 Abs. 1 S. 2 zPO folgende Gründe zu protokoll:

Die zulässige Berufung der Klägerin gegen das Endurteil des Amtsgerichts Landshut vom30'03'2009, auf dessen Feststellungen gemäß S 540 Abs. 1 xr t 2po (m1 der Maßgabenachfolgender Abänderungen und Ergänzungen) Bezug genommen wird, hat Erfolg.

t.

Das Amtsgericht Landshut hatte der Klägerin in erster lnstanz einen Betrag von ggg,00 EURnebst Znsen und außergerichtlicher Rechtsanwaltskosten zugesprochen und im übrigen dieKlage abgewiesen.

Hiergegen richtet sich die Berufung der Klägerin, die in der Hauptsache weitere 622,g4 Et)Rbegehrt.

Die Beklagte verteidigt die erstinstanzliche Entscheidung und beantragt die Zurückweisung derBerufuno.
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Die Kammer hat die Klägerin in der mündlichen Verhandlung persönlich angehört.

l l '

Die Klägerin hat Anspruch auf Erstattung weiterer 622,84 EUR gemäß SS 7 Abs. 1, 17 SIVG, 115
Abs. 1 S. 1 Nr. 1WG.

1' Begehrt ein Geschädigter nicht (etwa unter Vorlage der Reparaturrechnung) die Erstattung der
Kosten der tatsächlich durchgeführten Instandsezung seines Fahrzeug!, sondern will er
vielmehr seinen Schaden fiktiv auf der Basis der geschätzten Kosten für die lnstandsetzung
berechnen, gilt folgendes: Der Geschädigte kann die .vom Sachverständigen geschäLten
Reparaturkosten bis zur Höhe des Wiederbeschaffungswerts (ohne Abzug des Restwerts) in der
Regel nur abrechnen, wenn er das Fahrzeug mindestens sechs lMonate weiternutzt und zu
diesem Zweck - falls erforderlich - verkehrssich'er (teil-)reparieren lässt. Das Fahrzeug kann sich
also in beschädigtem Zustand befinden, solange es nuzbar und verkehrstauglich ist. Ar',f die
Qualität der Reparatur kommt es in diesem Fall nicht an (BGH, urteil vom 2g.o4.2ool, NJW
2008, 1941; BGH, Urteil vom 23.05.2006, NJW 2006, 2179', BGH, Urteil vom Z}.O4.2OO3. NJW
2003,2085; BGH, Beschluss vom 18.11.2009, NJW 2009,910).

2. Gegenüberzustellen sind vorliegend die Nettobeträge, weil die Klägerin auf fiktiver Basis
abrechnen will und damit keine tr/ehnruertsteuer verlangen kann.

Die Nettoreparaturkosten belaufen sich auf 3.922,84 ELJR, der Nettowiederbeschaffungswert
beträgt 4'001,60 EUR (4.100,00 EUR abzüglich der Differenzbesteuerung). Die Klägerin värnngt
mithin nicht mehr als 100% des wiederbeschaffungswerts,

3' Ztm Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung hatte die Klägerin das verunfallte Fahrzeug
bereits wieder sechs Monate in Benutzung.

Die Kammer hat nach der persÖnlichen Anhörung der Klägerin keinen Zweifel daran, dass sie das
Fahrzeug wieder in den Zustand der Verkehrssicherheit verseuen ließ (unabhängig von der
Qualität der Reparatur) und nach wie vor in Gebrauch hat. Damit hat sie ihr Integritätsinteresse
aus reichend dokum entiert.

Auf die Frage der Rechtsnatur der Sechsmonatsfrist kommt es daher nur noch für denZnsanspruch an.

4' Soweit die Beklagte rügt, die Klägerin habe die vollständige und fachgerechte Reparatur nichtnachgewiesen, war dies im konkreten Fall nicht erforderlich.

Anspruchsvoraussetzung wäre eine komplette Wiederherstellung des vor dem Unfallbestehenden Fahrzeugzustands nur, wenn die Klägerin die Erstattunt trtra.nlich entstandenerReparaturkosten verlangen würde, die sich auf 100o/o bis 130% des wiederbeschaffungswerts
summieren (vgl. BGH, urteil vom 22.04.2008, NJW200g, 21g3; BGH, Urteil vom 13.11.2007,NJW 2008, 437)' Eine solche sachverhaltsgestaltung umfasst der zur Entscheidung stehendeRechtsstreit gerade nicht (siehe Zffer 2.),

lm Ergebnis stehen der Krägerin noch weitere 622,L4EUR zu.
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ilt.

Der Znsausspruch folgt aus SS 286 Abs 1, 2Bg Abs ,l BGB.

Die Klägervertreter hatten die Beklagte zum 23.12.200g zur
sechsmonatsfrist stellt keine Anspruchsvoraussetzung und keine
BGH, Beschluss vom 19.11.200g, NJW2009, 910).

Zahlung aufgefordert. Die
Falligkeitsregelung dar (vgl"

V.

Kostenentscheidung: g g1 Abs l ZpO:
Vorläufige Voilstreckbarkeit: SS Z0g Nr. 10, Z13ZpO;
Nich2ulassung der Revision: S 543 füls.2ZpO.

gez.

Bruckmann
Richterin am Landgericht

gez.

Pilz, JAng
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle
zugleich für die Richtigkeit und Vollstandig_
keit der Übertragung vom Tonträger"

Der Tonträger wird frühestens 1 Monat
nach Zugang des protokolls gelöscht.

für den Gleichlaut der Abschrift mit der Ur_
hrift

17.07.2009

Hah
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelleq.'cP
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